
UPDATE Die elektronische Rechnung – 
Die Zeit drängt!1

Seit dem 01.01.2025 gilt in Deutschland zwischen im Inland ansässigen Unternehmern 
grundsätzlich die Pflicht, Rechnungen als E-Rechnungen empfangen zu können. Ab 
dem Jahr 2027 sind im Inland ansässige Unternehmer, die im Vorjahr einen Umsatz 
von mehr als 800.000 Euro erzielt haben, verpflichtet, bei inländischen B2B-Umsät-
zen elektronische Rechnungen auszustellen. Ab dem Jahr 2028 sind alle Unternehmer 
dazu verpflichtet.

Hintergrund

Auf EU-Ebene wurde Anfang 2025 die Initiative ViDA (VAT in the Digital Age) verabschie-
det. Ziel ist es, das Mehrwertsteuersystem durch Digitalisierung effizienter und betrugs-
sicherer zu gestalten. Ab dem 1. Juli 2030 wird daher die Zusammenfassende Meldung 
durch eine zeitnahe, transaktionsbasierte Berichterstattung auf Basis von E-Rechnungen 
ersetzt, da neue digitale Meldepflichten eingeführt werden. Die Steuerfreiheit innerge-
meinschaftlicher Lieferungen hängt künftig entscheidend von der korrekten und fristge-
rechten Übermittlung dieser Daten ab.

In Deutschland ist die E-Rechnung mit Wirkung ab dem 01.01.2025 eingeführt worden. Zu 
einem späteren Zeitpunkt ist beabsichtigt, darauf aufbauend ein bundesweites Meldesys-
tem einzuführen, das zu einer zeitnahen und transaktionsbezogenen Meldung von be-
stimmten Rechnungsangaben an die Verwaltung verpflichtet.

1 Trotz sorgfältiger Aufbereitung der Unterlage übernehmen wir keine Gewähr oder Haftung für die Richtigkeit,
Aktualität und Vollständigkeit der Inhalte und Darstellungen. Die Unterlage ist nicht zu dem Zweck erstellt, ab-
schließende Informationen über das Thema bereitzustellen oder eine Beratung im Einzelfall zu ersetzen. Für eine 
individuelle Beratung stehen wir auf Wunsch gerne zur Verfügung. 
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1. Was ist unter dem Begriff „E-Rechnung“ zu verstehen?

Eine E-Rechnung ist eine Rechnung, die in einem strukturierten elektronischen Format 
ausgestellt, übermittelt und empfangen wird und eine elektronische Verarbeitung 
ermöglicht. Das Format hat sich an der Norm EN 16931 zu orientieren, wobei die 
Wahl des Formats technologieoffen ausgestaltet ist. Das Format kann also zwischen 
Rechnungsaussteller und -empfänger zivilrechtlich vereinbart werden, vorausgesetzt, die 
nach Umsatzsteuergesetz erforderlichen Rechnungspflichtangaben lassen sich richtig 
und vollständig in dem Format extrahieren und es ist interoperabel mit der Norm EN 
16931. Erfüllt werden die Formatanforderungen beispielsweise von der X-Rechnung oder 
dem ZUGFeRD-Format ab Version 2.0.1.

Bei einer auf Papier oder in einem anderen elektronischen Format übermittelten 
Rechnung handelt es sich seit 2025 begrifflich um eine sonstige Rechnung. Alle nicht 
strukturierten Formate, wie z. B. DOC, JPG, PDF, TIFF oder XLS, die elektronisch, etwa per 
E-Mail versendet werden, sind sonstige Rechnungen. 

Wie bisher braucht es für die in einem anderen elektronischen Format übermittelte 
Rechnung die Zustimmung des Empfängers, wobei eine konkludente Zustimmung 
durch schlüssiges Handeln ausreichend ist. Ist hingegen verpflichtend eine E-Rechnung 
zu verwenden, braucht es keine Zustimmung des Empfängers mehr. Dazu mehr unter 
Ziffer 5.

2. Wer ist von der E-Rechnung betroffen?

Unternehmer sind grundsätzlich berechtigt, eine Rechnung auszustellen, wenn sie 
eine Lieferung oder sonstige Leistung ausführen. Erbringen sie diese Leistung an einen 
anderen Unternehmer (B2B), sind sie innerhalb von sechs Monaten ab Ausführung der 
Leistung zur Rechnungsstellung verpflichtet, wenn der Umsatz nicht steuerbefreit (§ 4 Nr. 
8 bis 29 UStG) ist. An diesen Regelungen hat sich nichts geändert. 

Neu ist hingegen die Verpflichtung zur elektronischen Rechnungsstellung. Diese betrifft 
B2B-Umsätze zwischen im Inland ansässigen Unternehmern. Als im Inland ansässig 
gelten unter anderem Unternehmer, die ihren Sitz, Ort der Geschäftsleitung, Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland haben oder die eine umsatzsteuerlich feste 
Niederlassung (Betriebsstätte) unterhalten, die am betreffenden Umsatz beteiligt ist. Eine 
umsatzsteuerliche Registrierung in Deutschland allein macht den Unternehmer jedoch 
noch nicht zu einem im Inland ansässigen Unternehmer.
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3. Gibt es Ausnahmen von der Verpflichtung zur Ausstellung 
einer E-Rechnung?

Ausgenommen von der Verpflichtung zur Ausstellung einer E-Rechnung sind 
Kleinbetragsrechnungen (§ 33 UStDV, aktuell bis zu einem Rechnungsbetrag von maximal 
250 Euro) und Fahrausweise (§ 34 UStDV). Sie können zukünftig weiterhin als sonstige 
Rechnungen ausgestellt und übermittelt werden.

4. Muss auch der Kleinunternehmer E-Rechnungen 
ausstellen? 

Kleinunternehmer müssen keine E-Rechnungen ausstellen, sie können weiterhin in dem 
Format der sonstigen Rechnung abrechnen. Eine Kleinunternehmer-Rechnung hat die in 
§ 34a UStDV normierten Angaben zu enthalten. Es darf insbesondere keine Umsatzsteuer 
gesondert ausgewiesen werden.

Beachte: Der Kleinunternehmer muss jedoch seit 2025 in der Lage sein, E-Rechnungen 
nach den neuen Vorgaben empfangen zu können.

5. Ab wann gilt die Verpflichtung zur Ausstellung einer 
E-Rechnung? 

Die Pflicht zur Ausstellung einer E-Rechnung erfolgt stufenweise. Ab dem Jahr 2027 
sind im Inland ansässige Unternehmer, die im Jahr 2026 mehr als 800.000 Euro Umsatz 
verzeichnen, verpflichtet, bei inländischen B2B-Umsätzen E-Rechnungen auszustellen. Ab 
2028 sind alle Unternehmer dazu verpflichtet.

Jahr Papierrechnung
Sonstige RE im elektr. 
Format ohne weitere 

techn. Anforderungen 

Sonstige RE im elektr. 
Format über EDI

E-Rechnung in struk-
turiert elektr. Format

2024 zulässig zulässig, bedarf Zustim-
mung RE-Empfänger 

zulässig, bedarf Zustim-
mung RE-Empfänger 

zulässig, bedarf Zu-
stimmung RE-Emp-

fänger 

2025 zulässig zulässig, bedarf Zustim-
mung RE-Empfänger 

zulässig, bedarf Zustim-
mung RE-Empfänger 

zulässig, ohne Zu-
stimmung 

2026 zulässig zulässig, bedarf Zustim-
mung RE-Empfänger 

zulässig, bedarf Zustim-
mung RE-Empfänger 

zulässig, ohne Zu-
stimmung 

2027
zulässig, bei Vorjah-
resumsatz i.H.v. max. 

800 T€

zulässig, bei 
Vorjahresumsatz

 i.H.v. max. 800 T€

zulässig, bedarf Zustim-
mung RE-Empfänger

zulässig, ohne Zu-
stimmung 

2028 nicht zulässig! nicht zulässig!
weitere Anwendung, 

wenn Konvertierung in 
CEN-Norm EN 16931

zwingend!
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Wird gegen die Verpflichtung zur Ausstellung einer E-Rechnung verstoßen, kann dies ord-
nungswidrigkeitsrechtliche Folgen haben (vgl. § 26a Abs. 2 Nr. 1 UStG).
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6. Was ist bei der E-Rechnungsprüfung zu beachten?

Es ist eine dreistufige Prüfung einer E-Rechnung erforderlich. Dabei wird zwischen 
Formatfehlern, Geschäftsregelfehlern und sonstigen inhaltlichen Fehlern unterschieden.

Die verschiedenen Fehlerarten können zu unterschiedlichen steuerlichen Folgen – bis hin 
zum Verlust des Vorsteuerabzugs – führen.

Validierungssoftware

Ein Formatfehler liegt vor, wenn die Datei nicht den zulässigen Syntaxen bzw. deren technischen Vorgaben 
entspricht oder in den Fällen eines zwischen den Vertragsparteien vereinbarten anderen elektronischen 
Formats keine richtige und vollständige Extraktion zulässt.

Geschäftsregelprüfung2.

Technische Prüfung1.

Validierungssoftware

Ein Geschäftsregelfehler liegt vor, wenn die Rechnungsdatei gegen die für das E-Rechnungsfor-
mat gültigen Geschäftsregeln verstößt. Geschäftsregeln sind technische Vorschriften zur Über-
prüfung der logischen Abhängigkeiten der in einer E-Rechnung enthaltenen Informationen.

Inhaltliche Prüfung3.

ERP oder manuell

Sonstige inhaltliche Fehler betreffen den eigentlichen Inhalt der Rechnung. Sie kön-
nen damit auch dann gegeben sein, wenn formal kein Verstoß gegen die Geschäftsre-
geln vorliegt und im Rahmen der Validierung kein Fehler festgestellt wurde.
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7. Was hat es mit der Validierung auf sich?

Die technische Validierung ist ein essenzielles Instrument zur Prüfung, ob die format-
technischen Rechnungsanforderungen eingehalten werden. Ein Unternehmer kann 
sich bei Beachtung der Sorgfaltspflichten eines ordentlichen Kaufmanns auf das 
technische Ergebnis einer Validierung (hinsichtlich des Formats und der Geschäftsregeln) 
durch eine geeignete, zertifizierte Validierungssoftware verlassen. Zum Nachweis 
sollte der Validierungsbericht aufbewahrt werden. Es empfiehlt sich daher, eine 
Validierungssoftware im Rechnungsprozess einzusetzen.

Wichtig: Die Validierung einer E-Rechnung ersetzt nicht die dem Empfänger obliegende 
Pflicht zur Überprüfung der Rechnung auf Vollständigkeit und Richtigkeit der 
Pflichtangaben. 

8. Wie ist mit den zwei Gesichtern der ZUGFeRD-Rechnung 
umzugehen?

Bei dem hybriden Format ZUGFeRD bilden die im XML-Format vorliegenden 
Rechnungsdaten den führenden Teil. Im Fall von Abweichungen zwischen den 
strukturierten Rechnungsdaten und den sonstigen bildlichen Informationen gehen 
die Daten des strukturierten Teils denen der Bilddatei vor. Damit sind die Daten des 
strukturierten Teils maßgeblich für den Vorsteuerabzug.

Enthält der Bildteil keine von dem strukturierten Teil abweichenden Rechnungsangaben 
nach §§ 14, 14a UStG, handelt es sich bei dem Bildteil um ein inhaltlich identisches 
Mehrstück. Technisch begründete, geringfügige Abweichungen, konkretisierende oder 
ergänzende Informationen werden nicht beanstandet, wenn der Charakter als inhaltlich 
identisches Mehrstück nicht verloren geht. 

Enthält der Bildteil dagegen abweichende Rechnungsangaben, stellt er ggf. eine weitere 
(sonstige) Rechnung dar, für die die Voraussetzungen des § 14c UStG zu prüfen sind. Liegt 
ein Fall des § 14c UStG vor, hat dies zur Folge, dass zwei Mal Umsatzsteuer – jeweils aus 
der Rechnung im strukturierten Format und der Rechnung im Bildteil – abzuführen ist, 
aber nur einmal Vorsteuer – aus dem strukturierten Teil der Rechnung – geltend gemacht 
werden darf. 
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9. Wie sind E-Rechnungen aufzubewahren? 

Umsatzsteuerlich gilt nach § 14b UStG, dass ein Unternehmer ein Doppel jeder ein- und 
ausgehenden Rechnung acht Jahre aufzubewahren hat, sofern eine steuerrechtliche 
Relevanz der Rechnung nicht eine längere Aufbewahrung erforderlich macht. Der 
strukturierte Teil einer E-Rechnung ist so aufzubewahren, dass dieser in seiner 
ursprünglichen Form vorliegt und die Anforderungen an die Unveränderbarkeit erfüllt 
werden. Die maschinelle Auswertbarkeit seitens der Finanzverwaltung muss sichergestellt 
sein. Soweit separat versandte Dokumente für die Besteuerung relevant sind, müssen 
diese ebenfalls in der ursprünglichen Form aufbewahrt werden. Über den gesamten 
Aufbewahrungszeitraum sind die Anforderungen an die Echtheit der Herkunft, die 
Unversehrtheit des Inhalts und die Lesbarkeit der E-Rechnungen sicherzustellen.

10. Hat die E-Rechnungspflicht Auswirkungen auf Verträge 	
oder AGBs?

Die E-Rechnungspflicht ist kein rein steuerliches Thema. Es hat beispielsweise auch 
eine zivilrechtliche Dimension. Verträge oder Allgemeine Geschäftsbedingungen 
(AGB) beinhalten regelmäßig Regelungen, wie beispielsweise zum Format oder 
Übermittlungsweg der Rechnung, wie auch zum Rechnungszugang, an den oftmals die 
Fälligkeit zur Zahlung geknüpft wird. Werden diese Regelungen nicht angepasst, kann 
dies zu Problemen führen. Daher empfiehlt es sich, bestehende Vertragsverhältnisse oder 
AGBs mit Blick auf die E-Rechnungspflicht zu prüfen und ggf. anzupassen. Das Thema der 
E-Rechnung sollte standardmässig in Neuverträgen berücksichtigt werden.

Die Zeit drängt! 
 
Die Einführung der E-Rechnung ist der erste Schritt hin zu einem transaktionsbezogenen 
Meldesystem für nationale und grenzüberschreitende B2B-Umsätze. Auf nationaler Ebene 
hat die Verpflichtung zur E-Rechnungsstellung Auswirkungen auf ausnahmslos alle im 
Inland ansässigen Unternehmer.

Das Ausstellen und der Versand von E-Rechnungen lässt sich oftmals nicht allein durch 
ein Software-Update lösen. Denn nicht nur die Software ist anzupassen, sondern auch 
die Prozesse, wie die Rechnungsprüfung oder revisionssichere Archivierung. Regelmäßig 
bedarf es zudem einer Abstimmung mit Kunden, welches Rechnungsformat verwendet 
werden soll, was wiederum mögliche Anpassungen der Stammdaten, wie beispielsweise 
der E-Mail-Adresse, erfordert. Insbesondere für Unternehmer, die in diesem Jahr einen 
Umsatz von mehr als 800.000 Euro haben, drängt die Zeit, denn sie sind bereits ab dem 
nächsten Jahr verpflichtet, bei inländischen B2B-Umsätzen elektronische Rechnungen 
auszustellen.

Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Zögern Sie nicht, uns zu kontaktieren.

Ihre W+ST
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Über W+ST

Die W+ST Gruppe zählt seit über 60 Jahren zu den führenden Experten für 
Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung im deutschen Mittelstand. Mandant:innen 
schätzen die langjährige Erfahrung und Kompetenz von W+ST in der Beratung und 
Prüfung mittelständischer Unternehmen aus unterschiedlichsten Branchen. Individuelle 
Betreuung, gepaart mit Expertise und Verlässlichkeit, zeichnet W+ST aus. Mit über 600 
Mitarbeitenden an 22 Standorten, darunter rund 100 Fachkräfte am Hauptsitz in Dillingen, 
bietet die Gruppe vielseitige Unterstützung für nationale und internationale Aufgaben.
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